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Geschichte von  
unten
In den 1960er Jahren entwickelte sich 
in mehreren Ländern eine Neue Ge-
schichtsbewegung, die sich vor allem 
mit der Alltagsgeschichte von diskri-
minierten Gruppen in einem regiona-
len Kontext befasste. Den Hinter-
grund bildeten Diskussionen auch in 
der Geschichtswissenschaft, die Kri-
tik an einer dominierenden Politik- 
und Geistesgeschichte übte. 

Der Historiker Bernd Hüttner sieht 
drei Schritte der Entwicklung einer 
Praxis der Geschichte von unten: Ers-
tens eine neue Betonung gesellschaft-
licher Prozesse und Strukturen, von 
subalternen Klassen und der Rolle 
von Bewegungen seit den 1960er Jah-
ren. In den 1970er Jahren kommt eine 
neue Aufmerksamkeit für das Indivi-
duum, seinen Alltag und individuelle 
Deutungen der Welt dazu. Organi- 
satorischen Ausdruck erhält dies ver-
stärkt in den 1980er Jahren mit der 
Gründung von Geschichtswerkstätten, 
in denen sich feministische, gewerk-
schaftliche und andere ehrenamtliche 
und akademische Historiker*innen, 
aber auch Laien zusammenschließen.

Die Aneignung von Geschichte in 
einem offenen, demokratischen 
 Prozess ist ein Kennzeichen dieser 
Neuen Geschichtsbewegung. Die  
Forscher*innen selbst, ob Laien oder 
Expert*innen, werden selbst Sub- 
jekte der Auseinandersetzung mit Ge- 
schichte in einem kollektiven Lern-
prozess.

Unter anderem in den Geschichts-
werkstätten wurden seit den späten 
1970er Jahren in Westeuropa und den 
USA vor allem Themen erforscht, die 
in der dominanten Geschichtskultur 
nur am Rande vorkamen, etwa die Ar-
beiter*innengeschichte, Frauenge-
schichte, die Geschichten von Unter-
drückung und Widerstand. In der 
Bundesrepublik begannen unter dem 
Motto „Grabe, wo du stehst“ vor allem 
Menschen aus dem linken Milieu, lo-
kale Geschichte mit dem Schwer-
punkt auf der Erforschung der NS-Ver-
gangenheit zu betreiben. Im Zeichen 
einer „Demokratisierung der Demo-
kratie“ wurde in jener Zeit begonnen, 
sich nun also auch die Geschichte an-
zueignen.

Ein aktuelles Beispiel dieser Ge-
schichtsarbeit stellen wir in dieser 
Ausgabe vor: die Befassung des linken 
Offenen Jugend- und Wahlkreisbüros 
in Ilmenau. Es geht auch heute noch 
darum, alternative Politik durch  
Geschichtsbetrachtung zu befördern.
Ihre Redaktion
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Grabe, wo du 
stehst 
Was Geschichtsarbeit von  
unten mit linker Politik zu 
tun hat: Das Wahlkreisbüro 
ZINXX in Ilmenau und die 
Spuren des Antifaschisten 
Karl Zink
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Linker Ticker
Die Veröffentlichung des Gesamt-
planes für Familienförderung im 
Unstrut-Hainich-Kreis bis 2023 ist 
von Cordula Eger, Sprecherin für 
Familie und Senioren der Links-
fraktion, begrüßt worden. „Er ist 
das Herzstück der regionalen Fa-
milienförderung in Umsetzung des 
Landesprogrammes Solidarisches 
Zusammenleben der Generationen. 
Gegenüber dem ursprünglichen 
Ansatz für 2021 wurde das Landes-
programm um eine Millionen Euro 
erhöht. Für den Unstrut-Hainich-
Kreis bedeutet dies eine Förder-
summe in Höhe von 792.461,18 
Euro für dieses Jahr. Das schafft 
Nachhaltigkeit für Projekte, vor 
allem im ländlichen Raum.“ +++ 
Vor dem Hintergrund von Protes-
ten von Thüringer Bäuer*innen vor 
dem Landtag gegen das vom Bund 
geplante Naturschutzgesetz hat 
Marit Wagler, Sprecherin für 
Landwirtschaft, für nachhaltige 
Agrarproduktion plädiert, die aber 
auch wirtschaftlich machbar sein 
müsse. Insektenschutz muss sein, 
so Wagler, gesunde, regionale und 
bezahlbare Lebensmittel könne 
aber „nur mit unseren Landwirten 
vor Ort“ realisiert werden. +++ 
Als nächsten Schritt auf dem Thü-
ringer Weg, das Petitionsverfahren 
noch bürgerfreundlicher und 
transparenter zu gestalten, sieht 
Anja Müller, Sprecherin für Ver-
fassung, Demokratie und Petition, 
das neue Petitionsgesetz. Darin 
wird geregelt, dass auch hand-
schriftliche Unterschriften auf das 
Quorum angerechnet werden. Zu-
dem soll für mehr Transparenz in 
der Arbeit des Petitionsausschus-
ses und eine Ausweitung der elek-
tronischen Beteiligungsmöglich-
keiten gesorgt werden. +++ Die 
LINKE-Fraktionschefin im Thürin-
ger Landtag, Susanne Hennig-
Wellsow, hält an der Forderung 
nach abwechselnder Besetzung 
der Wahllisten mit Frauen und 
Männern sowie von Wahlkreiskan-
didaturen fest. Nach einer Ent-
scheidung des Bundesverfassungs-
gerichts, das eine Wahlprüfungs-
beschwerde aufgrund nicht paritä-
tisch besetzter Wahlvorschläge zur 
Bundestagswahl 2017 verworfen 
hatte, erklärte sie: „Es bleibt eine 
politische Entscheidung, ge-
schlechterparitätische Regelungen 
im Wahlrecht vorzusehen. Parität 
bedeutet nicht eine Einschrän-
kung von Demokratie, sondern ih-
re Verwirklichung.“
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Grundrechtsbeschränkend
Bundesrat stoppt Gesetz zur Bestandsdatenauskunft / Auch Thüringen dagegen

Mitte Februar stand im Bundesrat die 
Neuregelung der sogenannten Be-
standsdatenauskunft zur Beschlussfas-
sung. Zuvor hatte der Bundestag Ende 
Januar eine Neuregelung getroffen, 
nachdem das Bundesverfassungsge-
richt im Mai 2020 die bisherigen Rege-
lungen gekippt hatte. Es geht dabei um 
die Frage, welche Behörden zu welchen 
Anlässen welche Daten von Kund*in-
nen von Telefon- und Internetprovidern 
abfragen und wie sie diese dann nutzen 
dürfen. In der Länderkammer fand die 
Neuregelung allerdings nicht die erfor-
derliche Mehrheit von 35 Stimmen. 
Auch der Freistaat Thüringen verwei-
gerte seine Zustimmung.

„Das Gesetz soll bisher verfassungs-
widrige Regelungen zur Bestandsdaten-
abfrage aus dem Gesetz zur Bekämp-
fung des Rechtsextremismus und der 
Hasskriminalität, das vom Bundespräsi-
denten deshalb nicht unterzeichnet wur-
de, reparieren. Tatsächlich ist es jedoch 
nicht geeignet, eine in Übereinstim-
mung mit dem Grundrecht auf informa-
tionelle Selbstbestimmung stehende 
Rechtslage herzustellen“, so Steffen Dit-
tes, innenpolitischer Sprecher der Links-
fraktion im Thüringer Landtag. 

Ihn ergänzte die Sprecherin für Anti-
faschismus, Katharina König-Preuss: 
„Das Gesetz leistet aber auch keinen 
adäquaten Beitrag, rechtssicher gegen 
extrem rechte Aktivitäten im Internet 
vorzugehen. Nach den Anschlägen auf 
Walter Lübcke, in Halle und Hanau 
schafft es das Gesetz nicht, verloren ge-
gangenes Vertrauen aufzubauen. Es ist 
nicht hinnehmbar, wenn unter dem 
Vorwand der notwendigen Bekämp-
fung extrem rechter Einstellungen 
Grund- und Bürgerrechte beschnitten 
werden. Sich einerseits gegen Rechts-
extremismus zu wehren, heißt anderer-
seits auch, mit der selben Entschlossen-
heit Grund- und Freiheitsrechte vor 
deren Aushöhlung zu verteidigen.“

Für Dittes waren die geplanten Ein-
griffe zudem „extrem grundrechtsbe-
schränkend, es geht immerhin um die 

vertrauliche Kommunikation von Men-
schen. Doch statt die durchgehende 
Kritik im Rahmen der Anhörung ernst 
zu nehmen, peitschte die Große Koali-
tion den Gesetzentwurf in Windeseile 
durch den Bundestag.“ Mit dem Gesetz 
habe die Große Koalition im Bund das 
Vertrauen in die Integrität von IT-Sys-
temen gefährdet, zum Beispiel durch 
den geplanten grenzenlosen Zugriff auf 
Passwörter von Anbietern wie Face-
book, eBay und WhatsApp und das 
Kommunikationsverhalten von Men-
schen. Forciert worden sei aber auch 
das Misstrauen in Sicherheitsbehör-
den, die Zugriff auf eben jene Daten er-
halten sollen, so Dittes. Er kritisierte 
zudem den Versuch, mit dem Gesetz 
die Vorratsdatenspeicherung durch 
die Hintertür einzuführen. Obwohl der 
Europäische Gerichtshofs feststellte, 
dass Anbieter zur IP-Speicherung nur 
zum „Schutz der nationalen Sicherheit, 
Bekämpfung schwerer Kriminalität 
und Verhütung schwerer Bedrohungen 

der öffentlichen Sicherheit“ abgefragt 
werden dürften, erlaube der Gesetzent-
wurf der Bundesregierung diese bei 
sämtlichen Straftaten sowie bei 
Rechtsgütern von hervorgehobenem 
Gewicht statt nur bei Rechtsgütern von 
erheblichem oder gar überragendem 
Gewicht. Selbst die Internetdienstleis-
ter werden verpflichtet zu prüfen, ob 
ein konkreter Straftatverdacht vorliegt 
und die Daten und Inhalte- und IP-Ad-
ressen in eine Verdachtsdatenbank des 
BKA geben.

„Mit den Regelungen im Gesetz wird 
weit über das verfassungsrechtlich zu-
lässige Ziel hinausgeschossen. Das Ge-
setz legt es regelrecht darauf an, dass 
die Bestandsdatenauskunft erneut we-
gen seines verfassungswidrigen Cha-
rakters vor dem Bundesverfassungsge-
richt scheitert“, so Dittes. 

Nach dem der Bundesrat die Novelle 
nun gestoppt hat, können Bundestag 
oder Bundesregierung noch den Ver-
mittlungsausschuss anrufen. PR

Trauer um Opfer von Hanau
Ein Jahr nach dem rechtsterroristischen Anschlag: Appell an die Politik

Am 19. Februar 2021 jährte sich der 
rechtsterroristische Anschlag von Ha-
nau, bei dem neun Menschen aus ras-
sistischen Motiven ermordet wurden, 
bevor der Täter auch seine Mutter und 
sich selbst erschoss, zum ersten Mal. 
Mitglieder der Linksfraktion haben an 
unterschiedlichen Gedenkveranstal-
tungen in Thüringen teilgenommen. 
„Wir trauern um die Ermordeten, wir 
schließen uns als Fraktion DIE LINKE 
aber auch den Forderungen der ‚Initia-
tive 19. Februar’ an“, so Katharina Kö-
nig-Preuss, Sprecherin für Antifaschis-
mus und Antirassismus.

„Es ist  längst bekannt, was seitens 
der Politik und auch der Gesellschaft 

getan werden müsste, um Rassismus, 
Antisemitismus und Neonazismus ent-
gegenzutreten: allein an der Umset-
zung mangelt es enorm. Bei der Aufklä-
rung muss noch viel mehr passieren, 
ebenso dabei, was notwendige Konse-
quenzen betrifft: Die Tat ist nicht als 
Einzelfall einzuordnen, sondern ist Fol-
ge einer gesellschaftlichen Stimmung, 
getrieben von Bestandteilen extrem 
rechter Ideologie. Es braucht Verbesse-
rungen bei Polizei und Staatsanwalt-
schaften, was die Erkennung und Ein-
ordnung extrem rechter Straftaten be-
trifft, bei Beratungs- und Weiterbil-
dungsangeboten zu Hass-Sprache, 
Rassismus, Neonazismus und Antise-

mitismus in Schulen wie auch für Be-
hörden. Insbesondere sind viel mehr 
Anstrengungen für den Opferschutz 
und die Begleitung von Betroffenen 
bzw. Angehörigen extrem rechter Ge-
walt notwendig.“ 

König-Preuss kritisierte, dass es in 
Hessen keinen adäquaten Opferhilfs-
fonds gibt. Die dortige Linksfraktion 
fordert dafür drei Millionen Euro. Nur 
so könne auch angemessen der Forde-
rung der Initiative 19. Februar, in der 
auch Familien, Freund*innen und Über-
lebende aktiv sind, entsprochen werden. 
in Ruhe trauern zu können und das Le-
ben nach dem Verlust von Angehörigen 
wieder neu aufzubauen. PR
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Weitere Corona-Gelder fließen
Haushaltsausschuss des Landtags beschließt Wirtschaftsplan für Sondervermögen

Zusätzlich 442 Millionen Euro können 
in Thüringen für Corona-Hilfen sowie 
zur Eindämmung der Pandemie ausge-
reicht werden, der Haushaltsaus-
schuss des Landtags hat dafür am 12. 
Februar den Weg frei gemacht. Mit ei-
nem entsprechenden Beschluss des 
Haushaltsausschusses ist der Weg frei 
für die Zahlungen aus dem dafür ge-
bildeten Sondervermögen. „Damit kön-
nen auch im Jahr 2021 Hilfen für viele 
Menschen, Einrichtungen und Vereine 
ausgezahlt werden, die besonders un-
ter den Einschränkungen wegen der 
Corona-Pandemie leiden“, sagt Ronald 
Hande, haushaltspolitischer Sprecher 
der Fraktion der LINKEN. „Weitere 
Unterstützung gewährleistet das Land 
durch Umschichtungen im Landes-

haushalt, wie zum Beispiel die Über-
nahme der Elternbeiträge für Kinder-
gärten.“

In dem dazu verabschiedeten Wirt-
schaftsplan sind unter anderem zwölf 
Millionen Euro für Testungen von Be-
schäftigten an Schulen und Kindergär-
ten sowie an Schüler*innen vorgese-
hen, weitere drei Millionen Euro sind 
für das Studierendenwerk. Zur Unter-
stützung von gemeinnützigen Vereinen 
wurde zusätzliche Mittel in Höhe von 
einer Million Euro eingestellt. Mit 15 
Millionen für kommunale Krankenhäu-
ser, 12,5 Millionen für das Dienstleis-
tungsgewerbe und rund 25 Millionen 
für digitale Endgeräte für Schulen und 
für Schüler*innen sowie fünf Millionen 
für Musikinstrumente, Bücher und 

Spielgeräte in Kindergärten sollen die 
Menschen und Einrichtungen unter-
stützt werden, die besonders unter den 
Auswirkungen der Pandemie zu leiden 
haben.

Zudem sind 26 Millionen Euro bei-
spielsweise für den Kauf von Masken, 
Tests und andere Ausrüstungen zur 
Pandemie-Eindämmung geplant. 22 
Millionen sind vorgesehen, um die Ein-
nahmeausfälle von Unternehmen im 
öffentlichen Nahverkehr auszuglei-
chen.

Die Mittel stammen zum überwiegen-
den Teil aus dem 1,45 Milliarden Euro 
umfassenden Corona-Hilfsfonds, den 
der Landtag schon 2020 aufgelegt hatte 
und der eine Laufzeit von zwei Jahren 
hat. PR

Land überbrückt bei Verzug der Hilfen
Rot-Rot-Grün ermöglich Zwischenfinanzierung über zinslose Darlehen 

Die Corona-Überbrückungshilfe III des 
Bundes lief verzögert an. Aber die rot-
rot-grüne Landesregierung in Thürin-
gen hilft: Mit einer Zwischenfinanzie-
rung können Unternehmen bei der 
Thüringer Aufbaubank das zinslose 
Darlehen „Corona Ü-III Zwischenkre-
dit“ beantragen, um die Zeitspanne bis 
zur Auszahlung der Bundeshilfe zu 
überbrücken und über mögliche Liqui-
ditätsengpässe hinwegzuhelfen. Auch 
die Linksfraktion im Landtag hatte sich 
für solch eine Lösung stark gemacht.

Profitieren könnten davon laut Wirt-
schaftsminister Wolfgang Tiefensee 
(SPD) etwa der Einzelhandel oder Fir-

men, die körpernahe Dienstleistungen 
anbieten. Sie mussten aufgrund der Ver-
schärfung des Lockdowns Mitte Dezem-
ber schließen und konnten daher die 
bisherigen Bundes-Hilfsprogramme 
nicht in Anspruch nehmen konnten. Nun 
werde die Thüringer Aufbaubank dafür 
Sorge tragen, die zinslosen „Corona-Ü-
III“-Zwischenkredite so schnell wie mög-
lich auszuzahlen. Gewerbliche Unter-
nehmen können dabei einen zinslosen 
Kredit von bis zu 50.000 Euro erhalten, 
wenn sie zahlungsfähig, nicht insolvenz-
gefährdet und antragsberechtigt für die 
Überbrückungshilfe III des Bundes sind. 
Das Bundeswirtschaftsministerium 

hatte im Februar zwar eine schnellere 
Freischaltung der Plattform für die 
Überbrückungshilfe III angekündigt. 
Die bereits entstandene Verzögerung 
hatte bei einigen Unternehmen den-
noch zu Problemen geführt. 

Das Wirtschaftsministerium der rot-
rot-grünen Landesregierung erklärte, 
dass bei anderen Hilfsprogrammen des 
Bundes die Auszahlungen an die Fir-
men inzwischen gut vorankämen. So 
seien in der Überbrückungshilfe II und 
in der Novemberhilfe mehr als 80 Pro-
zent, in der Dezemberhilfe fast 60 Pro-
zent aller beantragten Mittel ausge-
zahlt worden. PR

LINKE fordert 
mehr soziale  
Unterstützung
Mit der Forderung nach einem hö-
heren Kurzarbeiter*innengeld und 
besseren Hilfen für Menschen in 
Grundsicherung haben sich Abge-
ordnete der Linksfraktion im Thü-
ringer Landtag in die Diskussion 
über die Abfederung von Corona-
bedingten sozialen Belastungen 
eingeschaltet. 

Die arbeitsmarktpolitische Spre-
cherin der Fraktion, Lena Saniye 
Güngör, macht sich für die Forde-
rungen der Gewerkschaft NGG 
stark, die Beschäftigten im Gast-
gewerbe mehr zu unterstützen. 
„Wir unterstützen die Forderung 
der Gewerkschaft. Das Kurzarbei-
ter*innengeld muss auf mindes-
tens 90 Prozent angehoben und ab 
dem ersten Tag gezahlt werden.“ In 
vielen Thüringer Betrieben erhiel-
ten Beschäftigte kaum mehr als 
den gesetzlichen Mindestlohn, so 
Güngör weiter. Unternehmen wür-
den infolge der Corona-Pandemie 
durch Steuermittel finanziell kräf-
tig unterstützt. Aber auch die Mit-
arbeiter*innen seien unverschul-
det in diese Krise geraten. „Gerade 
für Menschen mit niedrigem Ein-
kommen kann ein solcher finanzi-
eller Einschnitt schon im ersten 
Monat existenzgefährdend sein“, 
so Güngör.  

Unterdessen kritisierte Karola 
Stange, sozialpolitische Sprecherin 
der Fraktion, die von der Bundes-
regierung beschlossenen Einmal-
zahlungen für Menschen in Grund-
sicherung als viel zu niedrig. „Ein-
malige Zahlungen sind ein Tropfen 
auf den heißen Stein“, so Stange. 
Betroffene und ihre Kinder seien 
„seit Monaten zusätzlichen finan-
ziellen Belastungen zum Schutz 
vor einer Infektion und durch 
Homeschooling ausgesetzt. Vom 
Munde abgespart wurden sich die 
Schutzmasken. Hinzu kommen er-
höhte Stromausgaben, Materialien 
für den Distanzunterricht und Le-
bensmittelkosten, wenn die Kinder 
nicht mehr im Kindergarten oder 
der Schule essen können. Diese 
prekäre Situation wird sich mit 
dem kläglichen Zuschlag nicht än-
dern“, so Stange.

Die Forderung der linken Thü-
ringer Abgeordneten in Richtung 
Bund: Es benötige „einen regelmä-
ßigen monatlichen Aufschlag und 
keine einmaligen kleinen Geschen-
ke. Auch braucht es eine armuts-
feste und vom Einkommen der El-
tern unabhängige Kindergrundsi-
cherung in Höhe von monatlich 
600 Euro.“

Die LINKE fordert generell ein 
anderes System der Existenzsiche-
rung, weg von Hartz IV mit seinen 
Sanktionen, der Berechnung nach 
Bedarfsgemeinschaften und viel 
zu geringen Regelsätzen. Eine sank- 
tionsfreie und existenzsichernde 
Mindestsicherung sei nötig, das 
zeige sich in der aktuellen Krise 
umso dringlicher. PR
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Einladung  
zum Weitergraben
Geschichtsarbeit und linke Politik:  
eine Broschüre auf den Spuren des Antifaschisten Karl Zink

Es ist das Jahr 1933, der Hit-
lerfaschismus ist an der 
Macht, nahe Ilmenau findet 
das Gabelbachrennen statt, 
eine damals recht berühm-
te Motorsportkonkurrenz – 

doch an der Zufahrt zur Rennstrecke 
hängen Plakate der KPD. Während des 
Rennens flattern antifaschistische 
Flugblätter vor den oberen Teilen der 
Tribüne. Die Aktion erregte viel Auf-
merksamkeit, die Nazis forderten das 
Publikum des Gabelbachrennen auf, 
die „Hetzflugblätter“ der „kommunisti-
schen Elemente“ einzusammeln und 
abzuliefern.

Einer der Mutigen, die sich damals 
dem Faschismus entgegenstellten, war 
Karl Zink. Der Name ist jenseits der Re-
gion kaum bekannt, in und um Ilmenau 
ist das anders. Doch auch hier sind die 
Quellen über den Antifaschisten und 
Kommunisten, der im September 1940 
von den Nazis hingerichtet wurde, rar. 
In einer von der Rosa-Luxemburg-Stif-
tung Thüringen herausgegebenen Bro-
schüre haben nun Julian P.J. Degen, der 
Landtagsabgeordnete Christian Schaft 
und Paul Wellsow Informationen und 
Hinweise auf Zinks Biografie zusam-
mengetragen. 

Eine gewisse Rolle spielte dabei der 
Zufall: Auf der Suche nach Räumen für 
ein offenes Jugend- und Wahlkreisbüro 
in Ilmenau fanden Schaft und seine 
Mistreiter*innen ein freies Büro in der 
Karl-Zink-Straße 2 – der Beginn einer 
Recherche und Beschäftigung, die kei-
neswegs nur historiografische Züge 
trägt. „Erinnern heißt handeln. Han-
deln bedeutet für uns in einem ersten 
Schritt, Räume zu schaffen. Räume für 
eine solidarische, widerständige und 
antifaschistische Politik. Eine Politik, 
die nicht nur Abwehrkämpfe führt. 
Eine Politik, die aktiv streitet für das 
gute Leben für alle“, so formuliert es 
der LINKEN-Abgeordnete Christian 
Schaft.

 Einer dieser Räume in Ilmenau ist 
nun mit Karl Zink verbunden, schon 
dem Namen nach – das Jugend- und 
Wahlkreisbüro heißt ZinXX. „Karl Zink 
und ZinXX, das ist nicht einfach ein La-
bel. Das ist das Verständnis dafür, dass 
wir eine widerständige Erinnerungs-
kultur brauchen, um verständlich zu 
machen, worum es geht, wenn wir von 
Antifaschismus sprechen und warum 
wir uns antifaschistisch engagieren“, 
so Schaft. 

Wer aber war Karl Zink? In Ilmenau 
sei er fast allgegenwärtig und mehr-
fach gewürdigt worden, schreibt Degen 
in seiner biografischen Skizze über den 
Antifaschisten und Kommunisten. Ge-
boren am 24. April 1910 zog die Familie 
1917 nach Ilmenau, wo Karl Zink die 
Goetheschule besuchte – bis die Fami-
lie die Schulgebühren nicht mehr zah-
len konnte. Eine Lehre zum Kaufmann 
schließt sich, auch der Besuch der Han-
delsschule und zudem erlernt Zink in 
der Werkstatt seines Vaters das Hand-
werk des Büchsenmachers. Die Wirt-
schaftskrise von 1929 bringt der der 
Familie den Ruin, Sohn Karl schließt 
sich 1931 der KPD an. Nach der Macht-
übertragung an die Nazis engagiert 
sich der in seinen frühen Zwanzigern 
stehende Antifaschist im Widerstand. 
1935 wird er wegen Hochverrates und 
Mitgliedschaft in der KPD zu zwei Jah-

ren Zuchthaus verurteilt, erneut gerät 
er den Faschisten 1939 in die Hände. 
Diesmal wird Karl Zink zum Tode ver-
urteilt. In einem seiner letzten Briefe 
schreibt er an die Mutter: „Als Letztes 
rufe ich Dir zu, bleibe stark und trage 
Deinen Kopf hoch bis zum letzten 
Atemzug, wie es auch unser Vater ge-
tan hat.“

„Bleibe stark und trage Deinen Kopf 
hoch“, lautet nun auch der Titel der Bro-
schüre. Sie ist das Ergebnis einer Befas-
sung mit Geschichte „von unten“, eines 
historiografischen und erinnerungspo-

litischen Engagements, das auf Vorbil-
der zurückgreifen kann. Wie Paul Well-
sow, bis vergangenen Sommer Ge-
schäftsführer der Rosa-Luxemburg-
Stiftung Thüringen in seinem Beitrag 
erinnert, war auch in der Bundesrepu-
blik seit dem Ende der 1970er Jahre ei-
ne Bewegung im Entstehen begriffen, 
die sich mit der Geschichte aus einer 
politischen Perspektive befasste. Es 
ging darin nicht mehr bloß um die „gro-
ßen Männer“, die Abfolge von Staats-
handlungen, sondern um die „norma-
len“ Menschen, um Sozial- und Alltags-

geschichte, um antifaschistischem Wi-
derstand und Arbeiterbewegung vor 
Ort. Die Spurensuchen erschöpften sich 
auch nicht nur in der Dokumentation 
des Gewesenen, sie waren „demokrati-
sche Selbstermächtigung durch histori-
sche Forschung“ und zugleich lebendi-
ge Auseinandersetzung mit Geschichte, 
die auch politisches Engagement vor 
Ort einschloss. (siehe Randspalte)

„Grabe, wo du stehst“, so das Motto 
jener selbstorganisierten Geschichts-
werkstätten und Engagierten – die Re-
cherchen zu Karl Zink standen unter 
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gleicher Losung. „Gegraben“ wurde im 
Stadtarchiv Ilmenau, bei Gesprächen 
mit Lokalhistorikern und engagierten 
Antifaschist*innen und in den zu Zink 
veröffentlichten Texte aus Jahrzehnten. 
Entstanden ist so eine biografische 
Skizze, die sowohl Licht auf eine politi-
sche Biografie der Region wirft als auch 

Eine neue  
Bewegung 
„...Fragt man nach den gemeinsa-
men Merkmalen, der Achse der 
vielfältigen Initiativen und Projek-
te der neuen Geschichtsbewegung, 
so fällt die Antwort nicht leicht... 
Der Versuch, den Minimalkonsens 
der neuen Geschichtsbewegung zu 
beschreiben, kann deshalb nur an 
Hand der bisher vorliegenden Re-
sultate erfolgen. Eine solche Be-
schreibung muß notwendigerwei-
se vorläufig sein, und sie ist, da die 
Arbeitsansätze und Erfahrungen 
der Verfasser darin mit eingehen, 
sicher auch subjektiv. 

Mit diesen Einschränkungen 
glauben wir sechs typische Merk-
male feststellen zu können: 1. Die 
neue Geschichtsbewegung bestrei-
tet die Neutralität von Geschichte. 
Sie betreibt Geschichtsarbeit nicht 
aus der Sicht der herrschenden 
Klassen, sondern vom Standpunkt 
der Abhängigen und Unterdrück-
ten aus. 2. Sie beschäftigt sich also 
nicht mit den Siegern, sondern mit 
den Opfern. Deren Geschichte 
wird vornehmlich an Hand des All-
tags und überschaubarer Bereiche 
rekonstruiert. 3. Dabei gilt das 
Monopol der schriftlichen Quellen 
nicht mehr länger. Neue Quellen - 
wie zum Beispiel die mündlich tra-
dierte Geschichte - werden er-
schlossen und mit vorhandenen 
kombiniert. 4. Die Subjektivität 
von Geschichtsarbeit wird nicht 
versteckt oder verschleiert. Sie 
wird angenommen als Begrenzt-
heit, «Geschichte wie sie wirklich 
war» erforschen und darstellen zu 
können. 5. Die Beschäftigung mit 
Geschichte wird nicht mehr länger 
der Fachwissenschaft überlassen, 
sondern als gemeinsamer Arbeits- 
und Lernprozess von vielen – His-
torikern und Laien, Betroffenen 
und Interessierten – praktiziert. 
Dabei erfährt der Begriff Kompe-
tenz eine neue und erweiterte Defi-
nition. 6. Die neue Geschichtsbe-
wegung versteht sich als Teil des 
politischen und kulturellen Lebens 
der Gegenwart. Gegen das Verges-
sen und Verdrängen setzt sie eine 
aktive Erinnerungsarbeit, die an 
einer Veränderung der bestehen-
den Verhältnisse interessiert ist.

Was hier an methodischen An-
sätzen, an Themenstellungen oder 
Perspektiven genannt wurde, ge-
hört entweder zu Teilen schon zum 
Arsenal einer «kritischen» Ge-
schichtsschreibung oder wurde in 
der Vergangenheit punktuell von 
engagierten Historikern postu-
liert. Die Einheit dieser sechs Mo-
mente, ihre Verknüpfung im prak-
tischen Umgang mit Geschichte 
allerdings hat sich erst in jüngerer 
Zeit entwickelt und läßt es uns ge-
rechtfertigt erscheinen, von der 
neuen Geschichtsbewegung zu 
sprechen...“

aus Hannes Heer und Volker Ulrich 
(Hg.): Geschichte entdecken. Erfahrun-
gen und Projekte der neuen Geschichts-
bewegung, Reinbek 1985.

Das Wohnhaus der Familie, in dem sich auch die Werkstatt befand. Karl Zink 
wurde übrigens das erste Mal gerichtlich bereits 1929 verurteilt. Das lag 
anscheinend an Verstößen gegen das Waffengesetz. Durch Änderungen an 
diesem scheint auch das Geschäft des Vaters zugrunde gegangen zu sein.

Vor dem ehemaligen Haus der Familie sind heute zwei Stolpersteine in Gedenken an Karl und Walter Zink platziert.

Auskunft darüber erteilt, wie schwer 
es sein kann, belastbare Fakten zusam-
menzutragen. Degens Kurzbiografie 
von Karl Zink spart denn auch nicht 
mit quellenkritischen Überlegungen, 
weist auf Widersprüche in den Erinne-
rungen anderer nach, benennt offene 
Fragen.

Die geschichtspolitische Arbeit vor 
Ort in Ilmenau ist zugleich eine Auffor-
derung, neue „Grabungen“ zu begin-
nen. Man wolle, schreibt Degen, „dazu 
ermutigen, dass sich – noch mehr als 
bisher schon geschehen – mit den Ein-
zelschicksalen von ›ganz normalen‹ 
Menschen auseinandergesetzt wird. 
Allein die Recherchen zu Karl Zink 
warfen ein Licht auf circa zwanzig an-
dere Menschen, die mit ihm den anti-
faschistischen Widerstandskampf be-
stritten.“ Die Lektüre des Heftes zu Karl 
Zink könnte so neues Engagement be-
feuern. Eine progressive Geschichtsar-
beit also, die übrigens rot-rot-grüne 
Rückendeckung erhält – in den Koali-
tionsverträgen von 2014 und 2020 ist 
die Unterstützung für Geschichtsarbeit 
und Erinnerung an den Widerstand 
gegen die NS-Herrschaft verankert.

Die kleine Biografie diene dem Ge-
denken und der Würdigung, heißt es in 
der Broschüre zu Karl Zink. Sie diene 
aber auch dazu, sich über Antifaschis-
mus und linke Politik heute zu verstän-
digen. „Karl ist uns ein Vorbild. In unse-
rem Büro wollen wir Politik ähnlich 
denken und leben, wie Karl es getan 
hat“, so Christian Schaft. Es ist ein Bei-
trag, das Wissen um den antifaschisti-
schen Widerstand gegen den deutschen 
Faschismus, um die Stärke und die Feh-
ler oder um den Alltag der Arbeiter*in-
nenbewegung wieder zu stärken. Oder, 
wie Schaft es formuliert: Das Heft ist 
eine Einladung, „darüber ins Gespräch 
zu kommen, was Erinnern und Han-
deln für jede*n von uns heißen und wie 
wir mehr Räume schaffen können, in 
denen wir gemeinsam, solidarisch und 
vielfältig antifaschistische Politik ma-
chen können.“ PR

Julian P. J. Degen, Christian Schaft, Paul 
Wellsow: „… Bleibe stolz und trage deinen 
Kopf hoch“. Eine Kurzbiografie über Karl 
Zink, Rosa-Luxemburg-Stiftung Thüringen, 
Dezember 2020. Weitere Infos und Bezug: 
th.rosalux.de oder schriftlich an Rosa-Luxem- 
burg-Stiftung, Futterstraße 20, 99084 Erfurt 
bzw. per eMail: thueringen@rosalux.org
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Gegenteilige Effekte
Pilotversuch mit Bodycams: Kameras fördern teils Aggressionen gegen Polizist*innen

Nach bisherigen Erkenntnissen aus der 
wissenschaftlichen Begleitung des Pi-
lotversuchs mit Bodycams ist die Wirk-
samkeit zum Schutz von Polizeibeam-
tinnen und Polizeibeamte nicht nur 
fraglich, es gab sogar gegenteilige Ef-
fekte. So lautet das Fazit von Steffen 
Dittes, innenpolitischer Sprecher der 
LINKEN im Thüringer Landtag, zum 
zweiten Pilotversuch zum Einsatz sol-
cher Körperkameras, die nicht nur im 
Freistaat Gegenstand aktueller For-
schung sowie gesellschaftlicher Dis-
kussionen sind. 

„Es ist wichtig, dass der zuständige 
Innenausschuss derzeit den Bodycam 
Pilot II in Thüringen intensiv auswertet 
und bei diesen grundrechtssensiblen 
Eingriffen keine vorschnellen, auf tra-
dierten Meinungen basierenden Ent-
scheidungen getroffen werden«, sagt 
Dittes. Nach enem Evaluationsbericht 
der Universität Jena waren Bürger*in-
nen bei Nutzung der Bodycam teilweise 
weniger kooperativ, teilweise auch ag-
gressiver. Bei der Landespolizei Jena 
stiegen sogar die Attacken auf die ein-
gesetzten Polizist*innen, die die Kame-
ra trugen. Auch von teils erhöhten ag-
gressiven Handlungen gegenüber Frau-
en bei der Polizei ist die Rede. „Das sind 
alles Erkenntnisse, die man ernst neh-
men und ebenso ernsthaft diskutieren 
muss“, so Dittes.

Besondere Bedeutung haben die ge-
wonnenen Erkenntnisse über die feh-
lende Wirksamkeit laut dem Innenex-
perten bei der Gruppe der alkoholisier-
ten Tatverdächtigen. Hier wurde bei 
der Erprobung der Bodycams in Thü-
ringen festgestellt, dass alkoholisierte 
Menschen bei Polizist*innen ohne be-
festigte Kameras signifikant weniger 
aggressiv waren. »Wir wissen, dass bei 
Widerstandshandlungen, Raub, Bedro-
hungen und Körperverletzungen gegen 
Polizistinnen und Polizisten in Thürin-
gen 60 bis 65 Prozent der Täter alkoho-
lisiert sind, beim tätlichen Angriff sind 
es zwei von drei Tatverdächtigen. Das 
heißt, in der Mehrzahl der Tatfälle, in 
denen Polizisten angegriffen werden, 
wirkt die Bodycam sogar aggressions-
fördernd“, so Dittes.

Ähnliche Erfahrungen
Der Landtagsabgeordnete zeigte sich 
von diesem Ergebnis wenig überrascht. 
Schon bei der Auswertung des Body-
cam-Versuchs in Sachsen-Anhalt wur-
de deutlich, dass es in Arealen, wo die 
Kamera nicht eingesetzt wurde, zu we-
niger Übergriffen kam. Bereits vor fünf 
Jahren registrierten europäische Stu-
dien Anstiege um bis zu 15 Prozent von 
Straftaten gegen Polizeibeamte mit Bo-
dycam. Auch in einer Studie aus Nord-
rhein-Westfalen hatte sich unlängst 
gezeigt, dass die Zahl der tätlichen An-
griffe auf Polizeibeamt*innen, die mit 
der Bodycam ausgestattet waren, zu-
nahm. 

Die Studienautor*innenen machten 
ein verändertes kommunikatives Ver-
halten für diesen Umstand verantwort-
lich. Entgegen der Erwartung, hieß es 

zu dieser NRW-Studie im September 
2019l, liege der Anteil der registrierten 
geschädigten Polizeibeamtinnen und 
Polizeibeamten in den Schichten mit 
Bodycam über dem Anteil in den 
Schichten ohne Bodycam. Zur Erklä-
rung der erwartungswidrigen Befunde 
ergibt sich aus den Daten, dass Body-
cams das Verhalten von Polizeibeam-
tinnen und Polizeibeamten in Richtung 
eines unangemessen zurückhaltenden 
Einschreitens und einer formaleren 
Sprache beeinflussen und dadurch tät-
liche Angriffe begünstigen.

Dittes bemängelt, dass Pilotversuch 
einsgesamt oftmals nicht ergebnisoffen 
und ernsthaft nüchtern mit dem Ziel 
durchgeführt und betrachtet würden, 
alle Für und Wider im Kontext neuer 
Technologien zu erfragen, sondern die-
se immer wieder auf die flächen- 
deckende Umsetzung der neuen Tech-
nik ausgerichtet sind. Gerade ange-
sichts des Thüringer Pilotversuchs II 
bestünden eine Vielzahl von Fragen.

Die begleitenden Wissenschaftler*in-
nen hätten zum Beispiel nur vier Mona-
te von zwei Jahren Erprobungszeitraum 
verfolgen können, da sie zu spät ange-
bunden wurden, obwohl DIE LINKE seit 
Jahren auf frühzeitige Begleitung 
drängte. „Nach bisherigem Kenntnis-
stand der Unterlagen, die wir einsehen 
konnten, gibt es weder Darstellungen, 
wie sich die Fallzahlen der tätlichen 
Übergriffe auf Polizist*innen mit und 
ohne Bodycam vor und nach dem Test 

und in vergleichbaren Dienststellen 
entwickelt haben. Wir finden auch kei-
ne Hinweise darauf, dass die Wissen-
schaftler*innen, die den Pilotversuch 
begleiten konnten, Einblick in die Ka-
meraaufnahmen erhalten haben, um 
diese objektiv auszuwerten, wie das bei 
der wissenschaftlichen Auswertung in 
Nordrhein-Westfalen der Fall war, wo 
umfangreiche Videoauswertungen 
stattfanden. Das heißt, nahezu alle Er-
kenntnisse für Thüringen basieren fast 
ausschließlich auf den subjektiven Ein-
schätzungen der Polizeibeamten, die 
sich überwiegend freiwillig an einer 
Befragung beteiligt haben“, so Dittes. 
Er bedauert zudem, dass die Rücklauf-
quote von Befragungsbögen teilweise 
nur bei 50 Prozent gelegen habe. Ärger-
lich sei jedoch, dass laut dem Ab-
schlussbericht mit Beginn der Daten-
erhebung die Dienststellen der Polizei 
mit Erhebungsbögen ausgestattet wur-
den, die Beamtinnen und Beamten der 
Einsatzunterstützungseinheiten daran 
jedoch gar nicht teilnahmen, obwohl 
diese gleichfalls zum Tragen der Body-
cam verpflichtet wurden. 

Dittes kritisiert Methode
Der Abgeordnete rechnet vor, dass bei 
sieben Landespolizeiinspektionen mit 
jeweils 24 bis 30 Beamt*innen pro Ein-
satzunterstützungseinheit die Sichtwei-
sen von mindestens 160 Polizisten da-
bei offenbar nicht berücksichtigt wur-

den und zeigt sich skeptisch ob dieser 
Methodik. Beachtlich sei jedoch die 
freiwillige Abschlussbefragung, an der 
174 Thüringer Polizist*innen der teil-
nehmenden Schichten am Bodycam 
Pilot II durch Fragebögen mitgemacht 
haben. „Dass sich nur 38,5 Prozent die 
Bodycam tatsächlich wünschen und 
61,50 Prozent die Kamera offenbar egal 
ist oder sie darauf verzichten wollen ist 
genauso relevant wie der Umstand, 
dass lediglich 13 Prozent aller Teilneh-
mer die Auffassung vertraten, dass sich 
ihr Sicherheitsgefühl leicht oder stark 
durch das Tragen der Bodycam erhö-
hen würde“, so Dittes.

Der LINKEN-Politiker verwies auf 
den diametralen Widerspruch solcher 
Erkenntnisse zu manch öffentlichen un-
kritischen Wortmeldungen aus der Lan-
despolitik. Unter anderem die CDU-
Fraktion drängt darauf, dass die Lan-
desregierung die gesetzlichen Voraus-
setzungen für die Einführung von Bo-
dycams schaffen soll. Dittes hält 
dagegen: „Wir haben in den letzten 
Jahren über 25 Millionen Euro in die 
bestmögliche Schutzausrüstung für 
Thüringer Polizistinnen und Polizisten 
investiert, doch gerade bei Grund-
rechtseingriffen braucht es sorgfältige, 
faktenbasierte Abwägungen, darum ist 
es richtig, dass der Innenausschuss 
sich weiter mir der Auswertung befasst 
und nach Abschluss auf dieser Grund-
lage Entscheidungen im Innenministe-
rium getroffen werden.“ PR
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In Bewegung, in Konflikt
Zum Thema Arbeiter*innenbewegung und Migration 

Arbeiter*innenbewegung und Migra-
tion – so lautet das Schwerpunktthe-
ma der aktuellen Ausgabe von „Arbeit 
– Bewegung – Geschichte“ (ABG). Die-
se ist die einzige gedruckte deutsch-
sprachige Zeitschrift, die ihren 
Schwerpunkt auf die Geschichte der 
Arbeiter*innenbewegung und der so-
zialen Bewegungen legt. Nach einem 
optischen Relaunch im Jahr 2016 er-
scheint die von einer vergleichsweise 
jungen Redaktion herausgegebene, 
sich Wissenschaft und sozialen Bewe-
gungen verbunden fühlende Zeit-
schrift dreimal im Jahr.

Die insgesamt neun Artikel umfas-
sen einen Zeitraum von über 100 Jah-
ren, von den Debatten der Zweiten In-
ternationale Ende des 19. Jahrhun-
derts um Internationalismus und „na-
tionale Frage“, bis in die Bruchphase 
kapitalistisch-fordistischen Wohl-
stands Anfang der 1970er-Jahre. Sie 
machen deutlich, dass Migration 
schon immer zur Arbeiter*innenbewe-
gung gehörte, ja dass „Migration“ und 
„Arbeit“ Phänomene sind, die sich ge-
trennt voneinander weder betrachten 
noch verstehen lassen. Sie zeigen Mig-
rant*innen in Bewegung, in Konflik-
ten und in kollektiven Aktionen als 
integralen Bestandteil der Arbei-
ter*nnenbewegung und ihrer kultu-
rellen und politischen Organisationen.

Anda Nicolae-Vladu etwa erzählt 
von Kämpfen der Migration vor den 
1950er Jahren, wie dem konzernweiten 
Streik bei der „Nordwolle“ 1927. Wobei 
die Gewerkschaft migrantische Be-
schäftigte hier teils in den Arbeits-

kampf integrierte und diese teils auf-
grund eigenständiger Praktiken aus-
schloss, ein Phänomen, das auch spä-
ter wieder zu beobachten ist – etwa bei 
den Kämpfen und Organisierungen, 
die Simon Goeke untersucht. Er berich-
tet aus seiner Forschung zu dem zwar 
nicht immer einfachen, aber auch soli-
darischen Verhältnis zwischen radika-
len, eigenständigen migrantischen 
Kämpfen und den deutschen Gewerk-
schaften in der westdeutschen Boom-
Phase der 1960er und 1970er Jahre. 
Caner Tekin und Francesco Vizzari 
schreiben schließlich über Organisati-
onen von Migrant*innen aus der Tür-
kei bzw. Italien in Europa. Ursina Wei-
ler stellt eine Organisation vor, die in 
der Schweiz der Zwischenkriegszeit 
das alteingesessene italienischsprachi-
ge Proletariat ebenso ansprach wie 
durch das Mussolini-Regime vertriebe-
ne Neuankömmlinge aus dem Nach-
barland im Süden. Sie beleuchtet vor 
allem ihre Reorganisationsphase nach 
dem Sturz Mussolinis 1943.

Fast 50 Seiten mit Rezensionen und 
drei Beiträge, die geschichtspolitische 
Initiativen „von unten“, etwa das Web-
projekt „www.bruderland.de“ zu Ver-
tragsarbeiter*innen in der DDR vor-
stellen, runden das für alle historisch 
Interessierten sehr empfehlenswerte 
Heft ab. Janik Hollnagel

Die Arbeiterbewegung und „die anderen“?, 
Arbeit – Bewegung – Geschichte, Heft 1/21, 
244 Seiten, 14 Euro, Jahresabo 35 Euro; Be-
zug über Metropol-Verlag Berlin. Mehr un-
ter arbeit-bewegung-geschichte.de/. Der Bei-
trag von Nicolae-Vladu ist dort zu finden.

Kein fester Kristall
Zur Aktualität des Denkens von Karl Marx

Der 200. Geburtstag von Karl Marx ist 
inzwischen fast zwei Jahre her, die Be-
schäftigung mit seinem Werk aber 
geht weiter. Einen umfangreichen Ein-
blick in die linke Rezeption gibt nun 
ein neuer Sammelband, der auf zwei 
Konferenzen fußt, die 2018 in Frank-
furt am Main und Berlin abgehalten 
wurden. Das Buch ist dabei nicht di-
rekt eine Dokumentation der Beiträge 
dieser Tagungen, Themenspektrum 
und Zahl der Redner*innen waren sei-
nerzeit so groß, dass eine Dokumenta-
tion „den Rahmen eines Buches bei 
weitem gesprengt“ hätte, wie die Her-
ausgeber*innen, allesamt in der Rosa-
Luxemburg-Stiftung tätig, erwähnen. 
Die Sammlung nimmt aber Diskussio-
nen der Konferenzen auf, teilweise 
wurden die nun publizierten Beiträge 
auch schon dort zur Debatte gestellt.

Die Aktualität der Theorie von Marx 
sei aber nicht einfach eine „Gegeben-
heit, sondern muss immer wieder in 
gesellschaftlichen Auseinandersetzun-
gen hinterfragt und kritisch plausibel 
gemacht werden“. Das ist sowohl eine 
wissenschaftliche wie politische Her-
ausforderung, sie kann aber an der 
Aktualität von Marx anknüpfen – an 
der „Einsicht, dass nur eine grundle-
gende Veränderung der gesellschaftli-
chen Verhältnisse es überhaupt er-
laubt, endlich einmal aus dem Hori-
zont all jener Probleme zu treten, die 
die Menschheit seit Jahrhunderten 
beschäftigen: der Rassismus, die Aus-
plünderung des globalen Südens, die 
Zerstörung der natürlichen Grundla-
gen des gesellschaftlichen Lebens, die 

Ausdehnung der Lohnarbeit und die 
Ausbeutung des menschlichen Ar-
beitsvermögens, die sexistische Ge-
walt, die Gewalt, die sich gegen Men-
schen wegen ihrer sozialen Lage, ihrer 
ethnischen Herkunft, ihrer Kultur, ih-
ren politischen Positionen, ihrer kör-
perlichen und mentalen Verfasstheit, 
ihres Alters richtet.“

In dem Sammelband werden die Bei-
träge in drei Schwerpunkten geordnet, 
einmal geht es um die Entwicklung des 
Marxschen Werks in seiner zeitlichen 
Abfolge und seiner Systematik, darü-
ber hinaus geht es um Anschlüsse an 
die Marxsche Theorie und ihr Verhält-
nis zu anderen kritischen Theorien. 
Und schließlich  steht die Analyse ver-
schiedener Aspekte der gegenwärtigen 
kapitalistischen Gesellschaften im Vor-
dergrund. Man sei überzeugt, so die 
Herausgeber*innen, „dass es zu vielen 
Fragen noch an marxistischen Analy-
sen mangelt, zumal ›die jetzige Gesell-
schaft kein fester Kristall, sondern ein 
umwandlungsfähiger und beständig 
im Prozess der Umwandlung begriffe-
ner Organismus ist‘“. 

Dem Buch ist „als Werkzeug für die 
kommenden Generationen von Mar-
xist*innen bei der Produktion neuen 
Wissens und der Entwicklung emanzi-
patorischer Praxis“ breite Beachtung 
zu wünschen. PR

Thomas Sablowski / Judith Dellheim / Alex 
Demirović / Katharina Pühl / Ingar Solty 
(Hrsg.): Auf den Schultern von Karl Marx, 
Verlag Westfälisches Dampfboot 2021, 552 
Seiten, 40 Euro.

Dass zu jedem Topf ein Deckel passen soll, hat sich in die 
Sprachkultur drängelnder Schwiegereltern sehr tief 
eingeprägt. Ob es stimmt, ist eine andere Sache. Und ob 
man so reden soll, noch dazu. Der jüngste 
Wintereinbruch mit viel Schnee, hat uns in Sachen 
Deckel etwas Praktischeres gelehrt: Gehört er zu einer 
Mülltonne, bleibt er bisweilen witterungsbedingt zu. Kein 
Durchkommen mancherorts. Die fleißigen Beschäfigten 
bei den Entsorgern im Freistaat, haben in den 
vergangenen Tagen noch mehr als ihr Bestes gegeben. 
Dafür Danke. 

Dass zu jedem Topf ein Deckel passen soll, hat sich in die 
Sprachkultur drängelnder Schwiegereltern sehr tief 
eingeprägt. Ob es stimmt, ist eine andere Sache. Und ob 
man so reden soll, noch dazu. Der jüngste 
Wintereinbruch mit viel Schnee, hat uns in Sachen 
Deckel etwas Praktischeres gelehrt: Gehört er zu einer 
Mülltonne, bleibt er bisweilen witterungsbedingt zu. Kein 
Durchkommen mancherorts. Die fleißigen Beschäfigten 
bei den Entsorgern im Freistaat, haben in den 
vergangenen Tagen noch mehr als ihr Bestes gegeben. 
Dafür Danke. 
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Was machen eigentlich die 
Abgeordneten der Linksfraktion 
im Thüringer Landtag? Was 
motiviert sie für linke Politik? Wie 
kommt ein Gesetz zustande? Der 
„Parlamentsreport“ berichtet alle 
zwei Wochen über Anträge und 
Initiativen der Linksfraktion, 
liefert Analysen zur politischen 
Lage, blickt hinter die Kulissen 
des parlamentarischen Betriebs 
und hat linke Literatur und Kultur 
auf dem Radar. Den 
„Parlamentsreport“ gibt es auch 
als gedruckte Ausgabe: als 
Supplement der „UNZ. Unsere 
Neue Zeitung“. 

3Holz: Warum Rot-Rot-
Grün das Bauen mit dem 
Naturrohstoff fördert 6Verfassung: Rückblick  

auf den Entwurf des  
Runden Tisches von 1990 8Röhrenglocke: Mit der 

„Alternative 54“  
unterwegs in Thüringen 

Fraktion im Thüringer Landtag

Verantwortung und  
Verhältnismäßigkeit
Nicht alles, was laut tönt, ist ein gutes 
Argument. Bodo Ramelow hat Vor-
schläge unterbreitet, wie in Thüringen 
künftig mit der Corona-Pandemie um-
gegangen werden soll. Dafür hat der 
Ministerpräsident viel Kritik erfah-
ren. Wer ohne parteipolitische Scheu-
klappen auf den Vorschlag des linken 
Ministerpräsidenten blickt, sieht ein 
anderes Bild. Zum Schutz aller wurde 
in den vergangenen Wochen die Be-
wegungsfreiheit der Menschen einge-
schränkt – das war im Sinne des Ge-
sundheitsschutzes richtig, die Infekti-
onszahlen sind auf niedrigem Niveau 
stabil. Mit anderen Worten: Verfolgt 
wurde eine Politik, die sich in Thürin-
gen als erfolgreich erwiesen hat. 

Was aber Mitte März auf der Basis 
ganz anderer Erwartungen, nämlich 
deutlich höherer Fallzahlen von In- 
fizierten, verhältnismäßig war, kann 
nicht für alle Zeiten für sich bean-
spruchen, auch verhältnismäßig zu 
bleiben. Nicht Lockerungen sind be-
gründungspflichtig, sondern die Ein-
schränkungen. In einer neuen Lage, 
bei viel geringeren Infektionen und 
ausreichend Kapazitäten im Gesund-
heitswesen, muss verantwortliche  
Politik die Verhältnismäßigkeit ihres 
Handelns neu bewerten. 

Das hat Bodo Ramelow getan. Mög-
lich und angemessen sind nun, sofern 
es der Gesundheitsschutz zulässt, 
schrittweise Lockerungen. Diese ori-
entieren sich am Ziel, die Einschrän-
kungen des Alltagslebens so gering 
wie möglich zu halten und zugleich 
schneller und gezielter zu handeln, wo 
es nötig ist. „Mehr Freiheit, ohne alle 
Hygienekonzepte aufzugeben“, hieß es 
in einem Kommentar zu Bodos Vor-
schlag. Und: „Ramelow vertraut den 
Bürgern.“ 

Denn die andere Seite der Verhält-
nismäßigkeit staatlichen Handelns ist 
die des selbstverantworteten Maßhal-
tens der Menschen. Ja, natürlich: Wir 
alle sind angehalten, die bislang prak-
tizierten Standards des Infektions-
schutzes und des umsichtigen Verhal-
tens nicht aufzugeben. Und nein: Es 
gibt keinen Grund, leichtsinnig zu 
werden. Also Mund-und-Nasen-Schutz 
und 1,50 Meter Abstand – wo immer 
es geboten bleibt. Wir tun das für uns, 
für andere. Wir tun das aus Verant-
wortung. Bodo Ramelow hat über die 
Kraft gesprochen, die er aus der Ge-
wissheit schöpft, „dass wir den Schlüs-
sel selbst in der Hand haben. Er heißt 
verantwortungsbewusste Solidarität.“ 
Ihre Redaktion

Gegen  
Rechts
Neonazis knüpfen  
logistische Knoten im 
rechtsradikalen Netz.  
Und in der AfD könnte  
ein Machtkampf den 
besonders gefährlichen 
Flügel stärken. Zwei  
von vielen Gründen  
für die Linksfraktion,  
dagegenzuhalten.  
Unter anderem mit 
einer Broschüre zur  
Enquete „Rassismus 
und Diskriminierung“.  
Der Schwerpunkt  
Seite 4 und 5

11–2020

Fo
to

: c
hr

is
fin

k 
/ 

Ph
ot

oc
as

e

2Heike Werner hat das 
Mandat abgegeben: an 
Iris Martin-Gehl 3„Ohrfeige“? Susanne  

Hennig-Wellsow über das 
Urteil zum Paritätsgesetz 8Serie: Die PDS und die 

Konstituierung des  
Thüringer Landtags 1990

Fraktion im Thüringer Landtag

Sommervertagung
Wann immer von Parlamentsferien 
die Rede ist, fallen einem die Worte 
des früheren Bundestagspräsidenten 
Norbert Lammert ein, der einmal den 
Abgeordneten mit auf den Weg gab: 
„Schwimmen Sie nicht so weit raus 
und achten Sie darauf, das Handge-
päck immer griffbereit zu halten.“ Das 
war 2012, die Politik stand ganz im 
Zeichen der Eurokrise – und der Rat 
des CDU-Mannes war auch eine prak- 
tische Aufforderung. Es hätte ja sein 
können, dass der Bundestag außer-
planmäßig zusammenzutreten hatte.

Seit wann gibt es so etwas über-
haupt: Parlamentsferien? Michael F. 
Feldkamp hat das vor einigen Jahren 
einmal in einer Fachzeitschrift zu-
rückverfolgt. So kannte der Reichstag 
der Kaiserzeit noch keine Sommer- 
pause, auch wenn das nur eingeschränkt 
selbstständige Parlament in den war-
men Monaten üblicherweise nicht zu-
sammenkam. „Ferien“ im eigentlichen 
Sinne wurden aber oft nur tageweise 
gewährt – etwa zum Weihnachtsfest. 
Damals gab es auch noch keine Sit-
zungswochen. Man tagte in teilweise 
über viele Monate sich erstreckenden 
Sessionen. Im Reichstag der Weimarer 
Republik löste man sich ab 1919 da-
von, tagte aber auch keineswegs per-
manent. Vielmehr vereinbarten die 
Fraktionen „Pausen“, und diese wur-
den dann ab 1920 auch Sommerferien 
genannt. In der Geschäftsordnung  
des damaligen Reichstags steht davon 
nichts. Offiziell blieben die sitzungs-
freien Zeiten „Vertagungen“ – und so 
hieß die Parlamentspause in den war-
men Monaten auch „Sommerverta-
gung“. Nach dem Zweiten Weltkrieg 
kam das Thema aber wieder auf.  
Bundestagspräsident Erich Köhler  
ließ die Frage einer Sommerunterbre-
chung in einer Ältestenratssitzung 
1950 „auf Grund der von Seiten vieler 
Abgeordneten an ihn herangetrage-
nen Bitte nochmals“ behandeln. Und 
so wurde „nach längerer Diskussion“ 
erstmals eine Sommerpause des Bun-
destags für Juli und August 1950 fest-
gesetzt. Der Bonner Plenarsaal blieb 
dennoch nicht leer. Unter anderem ein 
Ärztekongress fand dort in der sit-
zungsfreien Zeit statt. Und Edeka Mit-
telrhein ließ dort seine Generalver-
sammlung abhalten. 

Das passiert heute nicht mehr, auch 
nicht im Thüringer Landtag. Dass  
dort aber „Ruhe einkehrt“, wie es gern 
in Zeitungen heißt, ist natürlich nur 
ein Teil der Wahrheit, für viele geht die 
Arbeit durchaus weiter – nicht nur 
für die Mitarbeiter*innen.
Ihre Redaktion

Hinterm  
Horizont
In jeder Krise steckt  
die Chance auf einen  
Neubeginn. Und das  
Nachdenken darüber  
lässt sich durch Kunst  
befördern. So wie der- 
zeit im Landtag, wo der  
der Verband Bildender 
Künstler*innen Thüringen 
die Ausstellung „Reset – 
Neustart“ präsentiert.  
Eine Besuchsempfehlung. 

14–2020

Ko
ns

ta
nz

e 
Tr

om
m

er
, B

la
tts

ch
us

s,
 2

02
0 

,A
cr

yl 
üb

er
 T

in
te

 a
uf

 M
isc

hg
ew

eb
e 

18
0 

x 
90

 c
m

, F
ot

o:
 L

uk
as

 K
ra

us
e

3An der Seite der  
Beschäftigten von Conti 
und anderen Betrieben 6Unser offenes Ohr:  

Das Bürgerbüro der  
Linksfraktion ist eröffnet 8Vater der Verfassung:  

Ein Denkmal für den  
Juristen Eduard Rosenthal

Fraktion im Thüringer Landtag

Der Thüringer Weg
Im Oktober 1990 zogen neun Abgeord-
nete der Linken Liste/PDS in den Thü-
ringer Landtag ein. Es war der Aus-
gangspunkt einer Erfolgsgeschichte: 
der Beginn des Thüringer Weges. Bei 
allen bisherigen Landtagswahlen seit-
her konnte zuerst die PDS, später DIE 
LINKE das Ergebnis steigern. 

Anlässlich des 30. Jubiläums der 
linken Parlamentsarbeit im Freistaat 
wirft die Linksfraktion mit einem 
Buch und einer Website einen Blick 
zurück. „Veränderung im Hier und 
Heute, Protest und Widerstand sowie 
die Idee einer ganz anderen, sozial ge-
rechten Gesellschaft als verbindenden 
Dreiklang, das macht den Erfolg unse-
rer linken Politik aus“, sagt Susanne 
Hennig-Wellsow, die Vorsitzende der 
Fraktion DIE LINKE im Landtag. „Der 
Thüringer Weg war kein Selbstläufer, 
um wirksam im Interesse der Gesell-
schaft zu verändern, haben auch wir 
uns verändert. Das war auch wichtig, 
um uns und unseren Zielen treu zu 
bleiben.“

Widerstandsgeist gegen Ungerech-
tigkeit, wie man ihn an der Seite der 
kämpfenden Kali-Kumpel in Bischoffe-
rode gezeigt habe, und oppositionelle 
Hartnäckigkeit in Zeiten, als die PDS 
die einzige politische Gegenkraft im 
Landtag war, gehörten genauso zum 
Thüringer Weg, wie den Mut zur Ge-
staltung, den es braucht, um als erster 
LINKEN-Landesverband nicht nur 
mitzuregieren, sondern von der Spitze 
weg zu gestalten. 

Tilo Kummer, Landtagsabgeordne-
ter von 1999 bis 2019, erinnert sich in 
dieser Ausgabe an die Bedeutung, die 
Zusammenhalt und Freundschaft in 
der Fraktion und darüber hinaus hat-
ten. Ina Leukefeld, 2004 bis 2019 Mit-
glied des Thüringer Landtags, hat in 
einer früheren Ausgabe des „Parla-
mentsreports“ bereits einen Blick zu-
rück auf die Anfänge des Linken Me-
dienspektakels in Suhl geworfen. 
Auch sie betont die Dialogbereitschaft 
und das Zuhören, die den Thüringer 
Weg ausmachen. Und André Blech-
schmidt, seit Anbeginn dabei, zu-
nächst als Wahlkreismitarbeiter, heu-
te als Parlamentarischer Geschäfts-
führer, bilanziert in einem Interview: 
„Natürlich haben wir uns über Aus-
richtung, Programmatik gestritten. In-
tensiv. Aber es waren keine Graben-
kämpfe zwischen Gruppierungen.“ 
Man habe sich immer zuerst gefragt: 
„Was brauchen und wollen die Bürge-
rinnen und Bürger?“ Und auch das 
sagt Blechschmidt: „Wir hatten immer 
tolle Leute in der Fraktion.“ 
Ihre Redaktion
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4Paket gegen die Krise: 
das Wichtigste aus den 
Thüringer Soforthilfen 6Rote Rathäuser: Start 

der Serie zu 30 Jahre 
PDS-Fraktion Thüringen 7Sokrates: Ein Buch  

über den linken Vordenker 
Dieter Strützel

Fraktion im Thüringer Landtag

Durchgesetzt?  
Gemeistert.
Politik ist mitunter ziemlich langsam, 
und manchmal rast sie so dahin, dass 
wichtige Wegmarken schnell wieder 
aus dem Blick geraten. Das Gesetz 
über die Thüringen Krisenhilfen, das 
Anfang Juni im Landtag beschlossen 
wurde, sollte nicht das Schicksal 
schnellen Vergessens erleiden. Es ist 
ein großes und wichtiges Paket drin-
gend notwendiger Unterstützung für 
die von den Folgen der Corona-Pande-
mie Betroffenen. Susanne Hennig-
Wellsow, Vorsitzende der Linksfrakti-
on im Landtag, hat von einem Paket 
für ein solidarisches Thüringen und 
die Menschen im Lande gesprochen.

Nach den abschließenden Einigun-
gen zwischen den rot-rot-grünen Regie-
rungsfraktionen und der CDU war von 
mancher Seite triumphierend zu hören, 
die eine oder andere Partei habe sich 
„durchgesetzt“. Doch es geht hier nicht 
um einen parteipolitischen Wettlauf. 
Es geht um Familien, Kommunen, Be-
schäftigte, Wirtschaft, Kultur und Ver-
eine. Um ihnen zu helfen, mussten an-
gesichts der Mehrheitsverhältnisse im 
Landtag politische Player aufeinander 
zugehen, die sich in manchen Fragen 
sogar kontrovers gegenüberstehen.

Das gilt in der Corona-Krise umso 
mehr. Die Pandemie ist für alle eine 
große Herausforderung, und solchen 
Herausforderungen begegnet man am 
besten durch verantwortungsvolles 
Handeln in gelebter Demokratie. Die 
rot-rot-grüne Landesregierung hat von 
Anfang an schnell und umsichtig ge-
handelt. LINKE, SPD und Grüne haben 
in dieser Krisensituation natürlich 
auch lernen müssen, die Koalition hat 
nachgesteuert und verbessert. Dabei 
waren und sind gute Ideen und Vor-
schläge im Interesse Thüringens selbst-
verständlich willkommen. Auch wenn 
sie von der CDU eingebracht werden.

Im Frühjahr ist für Thüringen in ei-
ner schwierigen Situation ein neues 
Modell der politischen Kooperation ge-
startet worden. Ein Modell der Zusam-
menarbeit von vier Parteien. Das ist in 
dieser Form in der gesamten Bundes-
republik ein Novum. Thüringen geht 
damit einen neuen Weg, einen, bei 
dem unterschiedliche Auffassungen 
der Beteiligten so selbstverständlich 
sind und waren, wie es also selbstver-
ständlich ist, Kompromisse finden zu 
müssen. Wer sich auf einen neuen Weg 
macht, wird dabei auch neue Heraus-
forderungen finden. Die Corona-Krise 
ist zweifellos eine solche Herausforde-
rung – eine, die gemeistert wurde.
  Ihre Redaktion
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#BlackLivesMatter
Rassismus zu ächten und ihn zu 
bekämpfen, das bedeutet mehr, als 
nur Bedauern auszudrücken und 
empört zu sein, wenn ihm Menschen 
zum Opfer fallen. Es bedeutet, sich 
systematisch mit Rassismus 
auseinanderzusetzen, zu benennen, 
wo die Ursachen liegen, welche 
Formen er annimmt und welche 
Folgen er hat. Und es bedeutet, etwas 
dagegen zu tun.
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3Gefährlich: Warum der 
Ruf nach mehr Video-
überwachung falsch ist 7Widerständisch: Wie  

das Linke Medienspektakel 
in Suhl entstand 8Strategisch: Neue  

Bücher von Raul Zelik 
und Bernd Riexinger

Fraktion im Thüringer Landtag

Keine beliebige  
Ware
Der nordamerikanische Bodenrefor-
mer Henry George ist seit über 120 
Jahren tot, aber einige seiner Gedanken 
darf man als hochaktuell bezeichnen: 
Der Boden lässt sich durch menschli-
che Arbeit nicht vermehren, die Ren-
te, die aus dem privaten Besitz an Bo-
den bezogen werden kann, ist leis-
tungslosse Monopoleinkommen. Es ist 
eine stille, aber gigantische Umver- 
teilungsmaschine zu Lasten derer, die 
Boden nicht besitzen. George forderte 
deshalb, Boden solle entweder in Ge-
meineigentum oder aber die Eigen- 
tümer sollten über eine Bodenwertab-
gabe die Allgemeinheit an den Früch-
ten des Bodens beteiligen. 

In Thüringen ist die Frage des Bo-
dens gerade durch den Verkauf der 
Agrargesellschaft Adib an eine Aldi-
Stiftung zu einem Thema geworden. 
Sie greift freilich über den umstritte-
nen Deal hinaus: Kaufpreise für land-
wirtschaftliche Flächen sind bundes-
weit seit 2010 im Schnitt um etwa 90 
Prozent gestiegen. Für viele Land-
wirt*innen werden Kauf oder Pacht 
zu teuer, regionale Bewirtschaftung 
geht zurück, Spekulation mit Land 
nimmt zu. Dem will sich die rot-rot-
grüne Landesregierung mit einem 
 Agrarstrukturgesetz entgegenstellen, 
doch auch bundespolitischer Flanken-
schutz wäre nötig. Umso wichtiger 
sind Bündnisse, und da wächst seit 
Jahren etwas heran – vom Netzwerk 
Flächensicherung, das landwirtschaft-
liche Flächen dem Markt entziehen 
und kleinen Agrargetrieben zur Ver-
fügung stellen will, über linke Partei-
en bis zu bäuerlichen Selbstorganisati-
onen. Diskussionen über eine soziale 
Bodenordnung laufen nicht nur bei 
der LINKEN, sondern wurden auch 
von sozialdemokratischen Vorreitern 
wie dem unlängst verstorbenen Hans-
Jochen Vogel vorangetrieben.

„Grund und Boden ist keine beliebi-
ge Ware, sondern eine Grundvoraus-
setzung menschlicher Existenz. Boden 
ist unvermehrbar und unverzichtbar. 
Er darf daher nicht dem unübersehba-
ren Spiel der Marktkräfte und dem 
Belieben des Einzelnen überlassen 
werden“, so hat es Vogel einmal for-
muliert. In seinem Fokus stehen die 
Folgen der privaten Bodenaneignung 
für Städte und die Wohnungsfrage. 
Aber im Grunde gilt auch hier: Mehr 
als andere Güter müsste der Boden in 
den Dienst des Allgemeinwohls ge-
stellt werden – als eine wesentliche 
Grundlage der Daseinsvorsorge. 
Ihre Redaktion

Die Bodenfrage
Grund und Boden sind keine 
beliebige Ware, sondern eine 
Voraussetzung menschlicher 
Existenz. Boden ist unver-
mehrbar und unverzichtbar. 
Warum er nicht den Markt-
kräften überlassen bleiben 
darf, zeigt sich auch im Agrar-
bereich.
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2Eigentumsfrage: Wie  
die Linksfraktion Ackerland 
für Bauern sichern will 3Gerechtigkeitsfrage: Soli- 

darität mit den Kolleg*innen  
im Öffentlichen Dienst 6 Bündnisfrage: Die  

Erfurter Erklärung und 
die PDS-Fraktion

Fraktion im Thüringer Landtag

Strukturell  
benachteiligt
Politik ist immer noch ein Männer- 
betrieb. Bis zum Bundestag oder auch 
dem Thüringer Landtag muss man 
nicht schauen, um die Unterrepräsen-
tanz von Frauen in politischen Äm-
tern wahrzunehmen. Es reicht schon 
der Blick zum Kreistag und Rathaus. 
Bürgermeisterinnen? Nicht einmal  
jede zehnte der rund 11.000 Städte 
und Gemeinden in Deutschland hat 
 eine Frau an der Spitze, wie unlängst 
eine Umfrage zeigte. Abermals ein 
 Beleg dafür, wie wichtig politische Re-
geln sind, um mehr Parität zu errei-
chen. Oder wie es die Vorsitzende der 
Linksfraktion im Thüringer Landtag, 
Susanne Hennig-Wellsow sagt: „We 
don’t fight for flowers!“, Frauen kämp-
fen nicht für Blumen, sondern für 
wirksame und tatsächliche Gleichstel-
lung. So, wie es übrigens das Grund-
gesetz vorgibt: „Der Staat fördert die 
tatsächliche Durchsetzung der Gleich-
berechtigung von Frauen und Män-
nern und wirkt auf die Beseitigung 
bestehender Nachteile hin.“

Worin diese Nachteile bestehen, ist 
kein Geheimnis. Sascha Bilay, kom-
munalpolitischer Sprecher der Frakti-
on, verweist darauf, „dass Frauen be-
reits bei der Bewerbung um ein politi-
sches Amt struktureller Benachteili-
gung ausgesetzt sind“. Doppelbelas-
tung von Frauen durch Erwerbs- und 
Familienarbeit und immer noch beste-
hende Geschlechterstereotype, die 
Frauen als Kümmernde statt als Füh-
rende einordnet, woraus auch inner-
halb einer Partei eine typische Aufga-
benteilung resultiert, gehören dazu. 

Aber auch „Männerbünde im poli-
tischen Betrieb führen dazu, dass so 
wenige Frauen den Weg in politische 
Ämter und Mandate finden. Um die 
Wirksamkeit dieser Gründe einzu-
schränken, gibt es Instrumente und 
Maßnahmen: Neben einer Lösung 
für die paritätische Besetzung auch 
kommunaler Parlamente und Ämter 
zählen dazu auch die gezielte Förde-
rung von Frauen in Parteien und po-
litischen Verbänden und die fami- 
lienfreundliche Gestaltung von Sit-
zungszeiten“, wie Karola Stange 
sagt, die gleichstellungspolitische 
Sprecherin der Linksfraktion. Zu 
den größten Herausforderungen ge-
hören ihrer Meinung nach „das  
Aufbrechen von Geschlechterstereo-
typen, die Lösung vson Männerbün-
den und damit auch das Teilen von 
politischer Macht im Sinne der Ge-
schlechtergerechtigkeit“.
Ihre Redaktion

19–2020

Wohin die Reise geht
Was lernen wir aus der Pandemie? Wie wol- 
len wir die Gesellschaft verändern? Antworten 
auf diese Fragen gibt Bodo Ramelow: Ein  
Zukunftsplan für Thüringen – für lebenswerte 
Kommunen, geschützte Umwelt, gute Arbeit 
und lebendige Demokratie. Seiten 4 und 5
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2Kommunen: Was ist neu 
für die Städte und  
Gemeinden in Thüringen? 5Kompass: Für soziale 

und ökologische 
Förderinstrumente 6Geschichte: Die PDS in 

Thüringen bis zur  
Landtagswahl 1990

Fraktion im Thüringer Landtag

Ökonomisch richtig, 
politisch sinnvoll
Die Linksfraktion im Thüringer Land-
tag setzt sich sei jeher für ein sozial-
ökologisches Umsteuern und eine soli-
darische Strukturpolitik ein. Vor dem 
Hintergrund der wirtschaftlichen Fol-
gen der Corona-Krise und der nun lau-
ter werdenden Diskussion über Kon-
junkturmaßnahmen für Thüringen 
rückt das Thema erneut ins Zen trum. 
„Wenn wir über konjunkturelle Stimu-
li und die Unterstützung der Thürin-
ger Wirtschaft beim Neustart aus der 
Corona-Krise heraus sprechen, müs-
sen wir zugleich die großen wirt-
schaftspolitischen und gesellschafts-
politischen Herausforderungen mit-
denken, die es schon vor der Pande-
mie gegeben hat“, so formuliert es die 
Fraktionsvorsitzende Susanne Hen-
nig-Wellsow. Man denke unter ande-
rem an den umfassenden Struktur-
wandel in industriellen Sektoren, die 
Klimakrise, den Wandel im Mobilitäts-
bereich, Digitalisierung und die Ener-
giewende. „Für die Zukunft Thürin-
gens ist es entscheidend, über entspre-
chende sozial und ökologisch ausge-
richtete Konjunkturhilfen und Förder-
maßnahmen neue Wege zu öffnen, 
statt auf alte Pfade zurückzukehren.“

Die Linksfraktion sieht sich hierin 
mit namhaften Expert*innen einer 
Meinung, die den Aufbau einer klima-
freundlichen Wirtschaft und eine 
konsequente Mobilitäts- und Land-
wirtschaftswende als wichtige Im-
pulsgeber für Innovation und Wachs-
tum ansehen. Das ist nicht zuletzt für 
die Transformation der Automobilzu-
lieferer-Industrie in Thüringen wich-
tig. Unlängst diskutierten Abgeordne-
te der LINKEN mit Vertreter*innen 
von Wirtschaft und Gewerkschaften 
darüber. Gemeinsam mit den Beschäf-
tigten wollen wir in den Betrieben die 
sozial-ökologischen Herausforderun-
gen angehen und gute Arbeit in Thü-
ringen langfristig sichern und weiter 
ausbauen. Nicht zuletzt die Debatte 
über kreditfinanzierte Gestaltung ist 
neu entbrannt. Damit Thüringen ge-
stärkt aus der Corona-Krise hervor-
geht, braucht es erhebliche Investitio-
nen in die Wirtschaft und den öffentli-
chen Sektor. Dafür Kredite aufzuneh-
men, ist nicht etwa notwendiges Übel, 
sondern politisch sinnvoll und ökono-
misch richtig. Auch ein aktuelles Dis-
kussionspapier der Linksfraktion 
über die Ausrichtung der Wirtschafts-
förderung gehört zu diesem Thema, 
das einen Schwerpunkt in dieser Aus-
gabe des „Parlamentsreports“ bildet.
Ihre Redaktion

Anschieben,  
Umsteuern,  
Verändern
Thüringen braucht ein umfas-
sendes, an sozialen und ökolo-
gischen Prämissen orientiertes 
Programm zum Neustart nach 
der Corona-Krise. Was sind die 
Schwerpunkte der Förderung? 
Und warum ist kreditfinan-
zierte Gestaltung gerade jetzt 
volkswirtschaftlich sinnvoll? 
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Hennig-Wellsow über  
Demokratie und Enteignung 6Polizeifragen: Warum  

eine Thüringer Studie zum 
Rassismus nötig bleibt

Fraktion im Thüringer Landtag

Das Ziel bleibt
Nach dem Verfassungsgerichtshof in 
Thüringen hat auch das Verfassungs-
gericht Brandenburg ein Paritätsge-
setz gekippt. In konservativen Krei-
sen ist Jubel vernehmbar. Immer wie-
der hörte man den Hinweis, Gesetze, 
die eine bessere Berücksichtigung 
von Frauen in der Politik und bei Wah-
len regeln wollten, stellten eine Ein-
schränkung der Wahlfreiheit und des 
Selbstorganisationsrechts der Partei-
en dar. Das Wahlrecht sei halt der fal-
sche Ort für eine Quote.

Selbstverständlich gebührt den 
Entscheidungen unabhängiger Ver-
fassungsgerichte hoher Respekt. Das 
werden auch jene nicht verneinen, 
die trotzdem am Ziel gleichberechtig-
ter Teilhabe von Frauen in Politik 
und Parlamenten festhalten. Denn 
ein Urteil bedeutet nicht, dass damit 
ein endgültiger Abschluss gesell-
schaftspolitischer Entwicklungen 
ausgesprochen wird. Oder, wie es un-
längst eine Gruppe hochrangiger Ju-
ristinnen um die frühere Bundestags-
präsidentin Rita Süssmuth formuliert 
hat: Es ist „eine politische Entschei-
dung, geschlechterparitätische Rege-
lungen im Wahlrecht vorzusehen 
und sie auszugestalten. Dies kann 
und muss in der Öffentlichkeit und in 
den Parlamenten diskutiert werden. 
Verfassungsrechtlich sind solche Ge-
setze keinesfalls generell unzulässig. 
Im Gegenteil ist der verfassungs-
rechtliche Auftrag an den Staat, auf 
die tatsächliche Gleichberechtigung 
von Männern und Frauen hinzuwir-
ken, ein gewichtiger Grund für akti-
ves gesetzgeberisches Handeln zur 
Überwindung geschlechtsspezifi-
scher Ungleichheitsverhältnisse.“

Es ist recht wahrscheinlich, dass 
diese Frage nun vor dem Bundesver-
fassungsgericht landen wird. Das be-
deutet weder, die mit den Urteilen ver-
bundene Kritik an den aufgestellten 
Regeln in Thüringen und Branden-
burg für nebensächlich zu halten. 
Noch heißt es, nun die Hände in den 
Schoß zu legen, bis ein nächstes Ge-
richt über die Frage entscheidet.

Denn eines ist so wahr, wie die 
nicht zu akzeptierende Ungleichbe-
handlung von Frauen in der Politik: 
Es ist nicht nur eine Frage rechtlicher 
Regelungen, ob das so bleibt oder 
nicht. Eine bessere Vereinbarkeit von 
Familie und Politik gerade auch auf 
kommunaler Ebene gehört ebenso zu 
den noch zu bewältigenden Herausfor-
derungen wie Strukturen oder Ge-
wohnheiten, die zur Befestigung der 
Geschlechterungleichheit beitragen. 
Ihre Redaktion
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Nimms mit
Kugelschreiber, Sonnen- 
creme und Kondome: 30 Jahre 
politische Give Aways  
von PDS und Linksfraktion
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